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Studie für den PECH-Ausschuss −   
Politische Optionen zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit des Fischerei- und Aquakultursektors der EU 

Hintergrund 
Die Europäische Union (EU) ist der weltweit 
größte Markt für Fischerei- und Aquakultur-
erzeugnisse. In den letzten 15 Jahren haben 
verschiedene EU-Institutionen ihre Besorgnis 
über die zunehmende Abhängigkeit des EU-
Marktes von Importen zum Ausdruck gebracht. 
Dies wird als mangelnde Wettbewerbsfähigkeit 
des Fischerei- und Aquakultursektors in der EU 
angesehen, welcher die Binnennachfrage nur 
zum Teil abdecken kann. Die Selbstversor-
gungsrate ist ein nützlicher Indikator für die 
Fähigkeit der EU-Erzeuger, die Binnen-
nachfrage zu decken.  

Die seit 2008 rückläufige Selbstversorgung der EU-Erzeuger sank im Jahre 2021 bis auf 38 % der 
Nachfrage ab. Ein Teil der entsprechenden zusätzlichen Einfuhren stammen aus Ländern, in denen 
die Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für die Fischerei (CMM), die Hygiene und Qualität 
der entsprechenden Erzeugnisse sowie die Arbeitsbedingungen etc. im Vergleich zu den in der EU 
geltenden zu milde sind. Sie stellen daher einen unlauteren Wettbewerb für EU-Hersteller dar, 
für die strenge Erhaltungs-, Bewirtschaftungs- und Kontrollmaßnahmen sowie ein höherer 
Verwaltungsaufwand gelten. Daraus folgt, dass die vielen externen Wettbewerber einen starken 
komparativen Vorteil in Bezug auf niedrigere Produktionskosten haben, da weniger anspruchsvolle 
gesetzliche Anforderungen, Subventionen und in einigen Fällen ihrer Flotten illegale, nicht 
gemeldete und unregulierte (IUU) Fischerei betrieben wird. Ziel dieser Studie ist es, die internen und 
externen Faktoren aufzuzeigen, welche zu einer geminderten Wettbewerbsfähigkeit des EU-Sektors 
führen, um politische Optionen zur Stärkung seiner Wettbewerbsfähigkeit vorzuschlagen und 
gleichzeitig faire Wettbewerbsbedingungen für externe und inländische Akteure zu gewährleisten. 

Das vorliegende Dokument ist die Zusammenfassung der Studie „Politikoptionen zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit des Fischerei- und Aquakultursektors der EU“. Die vollständige Studie, 
die in englischer Sprache verfügbar ist, kann heruntergeladen werden unter: 
https://bit.ly/3T5f1kP 

https://bit.ly/3T5f1kP
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Interne Faktoren 
Fischerei und Aquakultur in der EU werden durch umfangreiche Rechtsvorschriften geregelt, die die 
gesamte Wertschöpfungskette abdecken, und nicht nur die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) 
umfassen, sondern auch andere Rechtsvorschriften in den Bereichen des Handels, der 
Lebensmittelsicherheit, der Arbeit- und der Umwelt umfasst. Im Gegenzug müssen die 
Fangtätigkeiten durch ein umfassendes Kontroll- und Durchsetzungssystem strikt mit den 
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßen (CMM) abgestimmt werden. Die zunehmende 
Beschränkungen des Zugangs der Fischereiflotte zu Ressourcen wirken sich auf die Versorgung mit 
Fisch aus und erhöhen gleichzeitig die Betriebskosten. Dies ist besonders problematisch, da es sich 
bei der EU-Fischereiflotte um eine sehr energieaufwendige Flotte handelt. Im Gegenzug, muss der 
Aquakultursektor strenge Nutzungsauflagen des Meeresraums für Konzessionen erfüllen und die 
Schwierigkeiten bei der Erteilung von Lizenzen schränkt die Produktion von Zuchtfischen und 
Schalentieren ein. Der Binnenhandel mit Fischerei und Aquakulturerzeugnissen in der EU unterliegt 
dem strengen Rechtsrahmen der Gemeinsamen Marktorganisation (GMO) für 
Fischereierzeugnisse, durch den unter anderem sichergestellt werden soll, dass Produkte den 
hohen Qualitäts-, Hygiene- und Kennzeichnungsstandards entsprechen. Als führender Akteur der 
globalen Meerespolitik muss die EU mit gutem Beispiel vorangehen. Der europäische Grüne Deal 
(EGD) und die Biodiversitätsstrategie 2030, die darauf abzielen, eine Reihe von Gebieten zu 
schützen, die als empfindliche marine Ökosysteme (EMÖ) eingestuft wurden, setzen weltweit 
Maßstäbe für andere Länder, können aber die Wettbewerbsfähigkeit der EU-Flotten gegenüber 
Betreibern aus Drittländern beeinträchtigen. Neue aufstrebende Sektoren können den Zugang zu 
traditionellen Fanggründen einschränken und Auswirkungen auf die Offshore-Fischzucht haben. 
Der Generationswechsel im Fischereisektor, insbesondere in der Meeresfischerei, wirkt sich negativ 
auf die Wettbewerbsfähigkeit aus. Es gibt Hinweise darauf, dass es in einigen Mitgliedstaaten keine 
wirksamen Zollkontrollen gibt, was zu "forum shopping" und damit zum Zugang von Fischerei- und 
Aquakulturerzeugnissen zweifelhafter Herkunft zum EU-Markt führt. Es gibt jedoch eine Reihe 
struktureller Elemente, die die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors stärken können, wie z. B. der EU-
Rahmen für Forschung und Innovation, der energieeffizientere Verfahren, selektivere 
Fangmethoden oder eine produktivere und umweltfreundlichere Aquakultur fördert. Der 
Europäische Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF) bietet seinerseits die 
Möglichkeit, die Wettbewerbsfähigkeit des Sektors zu verbessern, sofern die verfügbaren Mittel von 
den Mitgliedstaaten und dem Sektor effizienter genutzt werden. 

Abbildung 1:  Selbstversorgungsrate der EU für Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse in %, 
2008-2021 

 
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf der Grundlage von EUMOFA Daten (2022) 
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Externe Faktoren 
Die EU ist weltweit führend im Bereich der Meerespolitik und Unterzeichner mehrerer 
multilateraler Übereinkommen und verfügt über zahlreiche bilaterale Fischereiabkommen mit 
Industrie- und Entwicklungsländern. Die EU ist auch Vertragspartei mehrerer regionaler 
Fischereibewirtschaftungsorganisationen (RFMO) und ist aktiv daran beteiligt, Erhaltungs- und 
Bewirtschaftungsmaßnahmen (CMM) vorzuschlagen, während sie sich an der Bereitstellung 
wissenschaftlicher Gutachten beteiligt. Die Rolle der EU auf internationaler Ebene untermauert 
einen Großteil der Politik und der Rechtsvorschriften der EU zum Schutz der Meeresumwelt und zur 
Gewährleistung einer nachhaltigen Fischerei. Durch diese Politik werden die Tätigkeiten der EU-
Flotte in internationalen Gewässern und in den Gewässern von Nicht-EU-Ländern eingeschränkt. 
Nicht alle internationalen Akteure setzen sich jedoch stark für die Erhaltung der Ozeane und 
Meeresressourcen ein. Viele ausländische Flotten und Aquakulturproduzenten sind stark 
subventioniert, einige Flotten betreiben erhebliche IUU-Fischereitätigkeiten, die Fangpraktiken 
betreffen gefährdete, bedrohte und geschützte Arten, die Arbeitsbedingungen sind schlecht und 
die Produktqualität ist nicht optimal. Diese Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse zweifelhafter 
Herkunft werden weltweit gehandelt, und es gibt Hinweise darauf, dass viele Schlupflöcher für den 
Zugang zum attraktiven EU-Markt finden können. Die EU kann nur wenig tun, um nachhaltige 
Praktiken von Fischereiflotten zu fördern, die im Rahmen der souveränen Entscheidungen ihrer 
Regierungen tätig sind. Die EU kann jedoch Bedingungen für den Zugang zu ihrem Markt 
auferlegen. Die IUU-Verordnung und ihr Kartensystem wurden mit dem Ziel konzipiert, die 
Eskalation des illegalen Zugangs von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen zum EU-Markt 
abzuschrecken. Das System der autonomen Zollkontingente wirkt sich auf die Höhe der zu 
zahlenden Zölle und nicht auf die Bedingungen für den Marktzugang aus. Derzeit gibt es keine 
Bestimmungen über Arbeitsbedingungen und mutmaßliche Zwangsarbeit in Nicht-EU-Ländern, 
obwohl diese in künftigen Rechtsinstrumenten behandelt werden. Andererseits hat der Brexit zu 
einem schrittweisen Verlust der Fangmöglichkeiten und folglich zu wirtschaftlichen Verlusten für 
einige EU-Flotten, zu einer erhöhten Importabhängigkeit und steigenden Preisen geführt. Künftige 
Verhandlungen über den Zugang zu den Gewässern des Vereinigten Königreichs nach 2026 werden 
daher von entscheidender Bedeutung sein. 

Empfehlungen zu politischen Anpassungen 
Auf der Grundlage der überprüften Erkenntnisse werden nachstehend eine Reihe allgemeiner 
politischer Empfehlungen sowie eine Reihe spezifischer politischer Empfehlungen auf der 
Grundlage der vier Fallstudien dargelegt: 

Allgemeine politische Empfehlungen: 

• Eine bessere Umsetzung der GFP sollte zur Gleichbehandlung eingeführter und in der EU 
erzeugter Fischerei- und Aquakulturprodukte führen, indem vorgeschrieben wird, dass alle 
eingeführten Erzeugnisse den Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen der EU und den 
internen Produktanforderungen entsprechen. 

• Zusätzlich zu den bestehenden EU-Verbraucherkennzeichen für Fischerei- und 
Aquakulturerzeugnisse sollte ein weiteres Kennzeichen für Erzeugnisse aus Nicht-EU-
Ländern eingeführt werden, und zwar sowohl für frische als auch für verarbeitete 
Erzeugnisse, die in der EU vermarktet werden (einschließlich des Gaststättengewerbes). Dies 
würde es den Verbrauchern ermöglichen, zwischen Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen 
aus der EU und aus Drittländern zu unterscheiden. 
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• Bei eingeführten Erzeugnissen sollte auch die Kennzeichnung von Fischereierzeugnissen 
mit dem Namen des Staates, unter dessen Flagge das Fangschiff fährt, vorgeschrieben 
werden. 

• Stärkere Koordinierung zwischen der Handels- und der Fischereipolitik der EU, 
insbesondere bei der Aushandlung von Handelsabkommen, die fischereibezogene Fragen 
beinhalten. In diesem Zusammenhang wird es als wesentlich erachtet, die wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen von Freihandelsabkommen auf den Fischerei- und 
Aquakultursektor der EU zu analysieren, gegebenenfalls geeignete Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen und bestimmte Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse als empfindliche Waren zu 
behandeln. 

• Gewährleistung einer einheitlicheren Anwendung der Zollvorschriften und gleichwertiger 
Zollkontrollen in allen Mitgliedstaaten, um zu verhindern, dass Drittlandsunternehmen 
Eingangszollstellen mit weniger strengen Kontrollen für die Einfuhr von Waren nutzen, die 
nicht den EU-Standards entsprechen. 

• Neue Partnerschaftsabkommen über nachhaltige Fischerei (SFPA) sollten unterzeichnet 
werden, um die Abhängigkeit von Einfuhren von Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse in die 
EU zu verringern. 

• Produkte aus Nicht-EU-Ländern, die nicht über eine vollständig garantierte nationale 
Gesetzgebung zur Lebensmittelsicherheit und Kontrollmechanismen verfügen, die den in 
der EU angewandten Kontrollmechanismen gleichwertig sind, sollten keinen Zugang zum 
EU-Markt erhalten. 

• Das Inspektionsprogramm für Nicht-EU-Länder sollte verbessert werden, indem die 
Missionen des jeweiligen Lebensmittel- und Veterinäramts gestärkt werden und die Zahl der 
Inspektionen dieses Amtes in Betrieben erhöht wird, die zur Durchführung von Inspektionen 
im Herkunftsland oder sogar in einem Nicht-EU-Land zugelassen sind. 

• Reaktivierung der Zusammenarbeit mit China durch bereits bestehende, aber ruhende 
sogenannte ‚blaue Partnerschaften‘ zur Verbesserung der internationalen maritimen 
Governance im Kampf gegen die IUU-Fischerei. 

• Verbesserung der Erhebung von Handelsdaten, insbesondere für verarbeitete Erzeugnisse 
aus Drittländern, damit die Behörden den Ursprung des Erzeugnisses und alle anderen 
Zwischenschritte bis zum Endverbraucher genau verfolgen können. 

• Sicherstellen, dass alle Mitgliedstaaten jedes internationale Übereinkommen, das im Kampf 
um menschenwürdige Arbeitsbedingungen im Fischerei- und Aquakultursektor 
angenommen wurde, unterzeichnen und den gesamten Produktionsprozess einschließlich 
Logistikund Verarbeitung abdecken. 

• Förderung einer umfassenderen Nutzung der EMFAF-Mitteln durch alle Mitgliedstaaten 
durch: 

o Förderung der beruflichen Laufbahn in der Branche; 
o Förderung weniger bekannter Arten mit geringer Nachfrage; 

o Ermittlung neuer Konsumgewohnheiten und neuer potenzieller Fischpräsentationen; 

o das Potenzial der Nischenmärkte  in der EU für die heimische Produktion; 
o Entwicklung eines energieeffizienteren und produktiveren Fischerei- und 

Aquakultursektors. 

• Verstärkte Anstrengungen, um den Produkten einen Mehrwert zu verleihen, insbesondere 
durch geografische Angaben, die Anwendung nachhaltiger Praktiken, innovativer Produkte 
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oder anderer Mittel, die das Produkt differenzieren und in einigen Nischenmärkten eine 
Preisprämie erzielen können. 

Empfehlungen auf der Grundlage von Fallstudien: 

• Da die kleinen pelagischen Fischereien in der Nordsee aufgrund mangelnder Kooperation 
zwischen den Küstenstaaten, wie im UN Seerechtsübereinkommen (UNCLOS) vorgesehen, als 
unreguliert angesehen werden können, könnte die EU Handelsmaßnahmen im Rahmen der 
IUU-Verordnung (1005/2008) erlassen. 

• Es wäre zu erwägen, ob kleine pelagische Arten wie Hering von den Regelungen über 
autonome Zollkontingente ausgenommen werden sollten. 

• Neuverhandlung des Zugangs zu den Gewässern des Vereinigten Königreichs, 
insbesondere angesichts der Lage nach 2026. 

• Prüfung der Möglichkeit der Verhandlung eines gemischten Partnerschaftsabkommens über 
nachhaltige Fischerei (SFPA), das mehr Rechtssicherheit für EU-Fischereiunternehmen, die in 
den Falklandinseln tätig sind, schaffen könnte. 

• Stärkung der Sicherheits- und Hygienemaßnahmen für Pangasius und ähnlicher Nicht-EU-
Produkte (z. B. durch Erhöhung der Kontrollquote auf 50 %, wie bei indischen 
Garnelenprodukten). 

• Untersuchung der Produktionsmethoden in Ausfuhrländern, einschließlich norwegischer 
Erzeugnisse, die in Nicht-EU-Ländern verarbeitet werden. 

• Einschränkung der Einfuhr russischer Erzeugnisse, nicht nur bezüglich der Abschaffung 
jeglicher zollfreier oder meistbegünstigter Länderbehandlung. Beibehaltung eines Rahmens 
für staatliche Beihilfen zur Anpassung an die anhaltenden geopolitischen Unruhen, 
insbesondere bezüglich des Energiepreisniveaus. 

• Man sollte die norwegischen Umweltgenehmigungsverfahren für Aquakultur als 
Maßstab (Benchmark) nehmen. 

 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Englisch, Französisch, Deutsch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie, die in englischer Sprache verfügbar ist, und die 
Zusammenfassungen können heruntergeladen werden unter: https://bit.ly/3T5f1kP 

Weitere Informationen zur Forschung der Fachabteilung für PECH: 
https://research4committees.blog/pech/ 
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